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Die in Kooperation mit der Landeshaupt-
stadt Hannover – Städtische Erinnerungskul-
tur durchgeführte Frühjahrstagung 2018 be-
fasste sich mit den „Orten der Demokratie in
Niedersachsen und Bremen“. Die Veranstal-
tung verfolgte das Ziel, Aspekte der Demo-
kratiegeschichte durch eine Fokussierung auf
spezifische ‚Erinnerungsorte‘ zu untersuchen.
Mithin sollte es nicht nur im engeren Sin-
ne um Stätten der Demokratie in Niedersach-
sen und Bremen gehen, sondern auch im wei-
teren Sinne um ‚Kristallisationspunkte‘ einer
langen und intensiven Auseinandersetzung
über die Frage, auf welche Weise sich demo-
kratische Teilhabe in den verschiedensten ge-
sellschaftlichen Bereichen erreichen und er-
kämpfen ließ. So konnten nicht nur geografi-
sche Orte als Zentren der Demokratieentwick-
lung in den Blick genommen werden, son-
dern auch Organisationen, Institutionen und
Ereignisse, die sich als kollektive Erinnerun-
gen an Demokratiegeschichte manifestieren –
oder manifestierten, weil sie inzwischen weit-
hin vergessen sind.

Die Bürgermeisterin der Landeshauptstadt,
REGINE KRAMAREK (Hannover), machte in
ihrem Grußwort zu Beginn der Veranstal-
tung darauf aufmerksam, dass der Tagungs-
ort, das Neue Rathaus, ebenfalls ein beson-
derer Ort der Demokratiegeschichte in Nie-
dersachsen sei. Das zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts errichtete Gebäude verfügt über ein
für die deutsche Rathausarchitektur einma-
liges Kuppeldach. In seiner gestalterischen
Ausformung erinnere diese Kuppel nicht zu-
fällig an das damalige Reichstagsgebäude in
Berlin und stelle somit ein im öffentlichen
Raum weit sichtbares Symbol für die De-
mokratie und den Parlamentarismus dar. Ab
1933 nutzten und missbrauchten die Natio-
nalsozialisten allerdings auch diesen Ort für
ihre propagandistischen Zwecke. Nach dem

Ende des Zweiten Weltkrieges knüpfte man
gleichwohl wieder an demokratische Tradi-
tionen an: So wurde im Neuen Rathaus etwa
1946 die Gründung des Landes Niedersach-
sen proklamiert. Sitzungen des Niedersächsi-
schen Landtages fanden hier ebenfalls statt.
Angesichts dieser wechselvollen Geschichte
betonte die Bürgermeisterin, dass die Demo-
kratie und die damit verbundenen Werte und
Normen immer wieder ge- und erlernt wer-
den müssten. Aus diesem Grund unterstützt
die Stadt Hannover die Errichtung eines Lern-
orts „Erinnerung und Demokratie“, der in
Sichtweite des Neuen Rathauses entstehen
soll.

In seinem einführenden Vortrag betonte
BERND FAULENBACH (Bochum), dass heu-
te sehr viel skeptischer über Demokratie ge-
sprochen werde als noch nach dem Fall der
kommunistischen Regime in Osteuropa vor
30 Jahren. Die Bestrebungen nach einer Rück-
kehr zu autoritäreren Strukturen und die of-
fenen Bekenntnisse zur Etablierung von ‚illi-
beralen Demokratien‘ scheinen derzeit welt-
weit im Auftrieb zu sein. Die im ‚Wes-
ten‘ lange vorherrschende Vorstellung da-
von, was genau unter Demokratie verstan-
den werden solle, habe sich in einem lan-
gen, wechselhaften historischen Prozess her-
ausgebildet. Dabei sei ein immer komplexe-
res und auch anspruchsvolleres gesellschaftli-
ches Ordnungskonzept entstanden. Es werde
darunter nicht nur die Herrschaft einer Mehr-
heit und ein verfassungsmäßig konstituier-
tes Institutionengefüge verstanden. Grundle-
gend für eine Demokratie seien heute etwa
die Wahrung der Menschen- und Bürgerrech-
te, die Gewaltenteilung, die Ausübung von
Herrschaft auf Zeit, die Bindung staatlichen
Handelns an verbindlichen Rechtsnormen so-
wie soziale Schutz- und Fürsorgerechte.

In den letzten Jahren ist die Demokra-
tiegeschichte zunehmend als eine Aufgabe
der aktiven Erinnerungsarbeit in Deutsch-
land entdeckt worden. In den frühen 1970er-
Jahren hat es dazu bereits erste Ansätze ge-
geben. Faulenbach erinnerte etwa an die Er-
innerungsstätte für die deutschen Freiheits-
bewegungen, die auf Anregung des dama-
ligen Bundespräsidenten Gustav Heinemann
in Rastatt (Baden-Württemberg) entstanden
ist. Zivilgesellschaftliche Organisationen wie
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der auf Initiative des SPD-Politikers Hans-
Jochen Vogel 1993 gegründete Verein „Gegen
Vergessen – Für Demokratie“ versuchen seit-
dem, die Ex-negativo-Begründung der De-
mokratie als Gegenbild zu den Diktaturen
des 20. Jahrhunderts durch die Bezugnah-
me auf positive Beispiele aus den deutschen
Demokratie- und Freiheitsbewegungen zu er-
gänzen – nicht sie zu korrigieren. Ein gewis-
ser Abschluss dieser Entwicklung wurde er-
reicht, als im Juni 2017 über 30 Organisatio-
nen, Initiativen und Vereine in Berlin die Ar-
beitsgemeinschaft „Orte der Demokratiege-
schichte“ gründeten.

Im Folgenden befasste sich GERHARD
SCHILDT (Braunschweig) in einem ers-
ten empirischen Fallbeispiel mit der braun-
schweigischen, respektive niedersächsischen
Demokratiegeschichte: Am 7. September 1830
brach eine Revolution gegen den Braun-
schweiger Herzog Carl II. aus. Das Schloss
wurde gestürmt und niedergebrannt, es gab
Tote auf beiden Seiten und der Herzog flüch-
tete. Sein Bruder Wilhelm, der aus preußi-
schen Diensten kam, übernahm zunächst die
Regentschaft, dann das Herzogtum. Da die
Aufgabe des Deutschen Bundes darin be-
stand, die äußere und vor allem aber die in-
nere Sicherheit Deutschlands zu bewahren,
konnte er eine Revolution in einem deutschen
Bundesland keineswegs dulden. Die politi-
schen Kräfte in Braunschweig erklärten des-
halb, dass hier überhaupt keine Revolution
stattgefunden habe: Die monarchische Gesin-
nung sei unverändert stark, was vor allem an
der Verehrung Wilhelms deutlich werde. Es
gab deshalb in der Folge niemals eine Erin-
nerung an die Revolution, etwa ein Denkmal
für die gefallenen Revolutionäre oder Ähnli-
ches. Bis zum heutigen Tag ist die Revoluti-
on der Bevölkerung Braunschweigs deshalb
nicht oder kaum bekannt. Gleichwohl eng-
te eine Verfassungsreform nach der Revoluti-
on die Befugnisse des Herzogs stark ein. Ei-
ne anschließende Landreform (Ablösung der
Lasten und eine Flurbereinigung) war für
die braunschweigische Landbevölkerung (so-
wohl für die Bauern wie für die unterbäuerli-
che Landbevölkerung) außerordentlich güns-
tig. Das Herzogtum errang eine führende Stel-
lung in der landwirtschaftlichen Produktion
Deutschlands.

Nach diesen Ausführungen referierte HA-
RALD LÖNNECKER (Koblenz) über die Göt-
tinger Burschenschaft (ca. 1815-1850). „Deut-
sche Einheit und deutsche Freiheit!“ war be-
reits lange vor der Revolution von 1848/49
ein wohl aus Jena stammender Schlachtruf
der ab 1816 entstehenden Göttinger Burschen-
schaft. Sie wurzelte ebenso wie andere Bur-
schenschaften in den Freiheitskriegen, stand
unter dem Einfluss von Friedrich Ludwig
Jahn, Ernst Moritz Arndt und Johann Gottlieb
Fichte und war geprägt durch eine idealis-
tische Volkstumslehre, christliche Erweckung
und patriotische Freiheitsliebe. Diese anti-
napoleonische Nationalbewegung deutscher
Studenten war eine politische Jugendbewe-
gung – die erste in Europa – und die erste
nationale Organisation des deutschen Bürger-
tums überhaupt, die 1817 mit dem Wartburg-
fest die erste gesamtdeutsche Feier ausrich-
tete. Die Folge des Wartburgfestes waren die
„Beschlüsse des 18. Oktober“, die erste For-
mulierung der Grundrechte in Deutschland,
die die Reichsverfassungen von 1848/49 und
1919 sowie noch das Grundgesetz 1949 beein-
flussten.

Die Göttinger Burschenschaft wurde als
studentischer „Verein für Deutsche Ge-
schichte“ gegründet, womit sie gleichzeitig
an der Spitze der bürgerlichen Geschichts-
vereinsbewegung in Niedersachsen steht.
Aus ihren Reihen rekrutierte sich vielfach
das Gründungs- und Führungspersonal für
Griechen- und Polenvereine. Die Säulen der
deutschen Nationalbewegung – Sänger-,
Turner- und Schützenvereine – und Ansätze
erster Parteibildungen hatten hier ebenso ihre
Wurzeln. In der Auseinandersetzung um die
Göttinger Sieben bezog die Burschenschaft
1837 eindeutig Stellung. Sie bildete ein erstes
Netz politisch Gleichgesinnter, für Einheit
und Freiheit Eintretender, welches noch nach
Jahren wirksam werden konnte, sei es auf
städtischer, Landes- oder Reichsebene.

ELIAS ANGELE (Bremen) machte anschlie-
ßend die Bremer Stadtwehr (1919-1921) zum
Thema seiner Ausführungen. Nach der mi-
litärischen Niederschlagung der Bremer Rä-
terepublik am 4. Februar 1919 trat eine von
mehrheitssozialistischer Seite geführte provi-
sorische Regierung an, ihren Sieg längerfris-
tig zu sichern und auszubauen. In Bremen bil-
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dete sich, wie in vielen anderen Städten, ei-
ne Freiwilligentruppe, die unter dem Namen
‚Stadtwehr‘ durch bewaffnete Patrouillen re-
gelmäßig Präsenz im Stadtgebiet zeigte und
als Reserveeinheit für spontane Einsätze stän-
dig zur Verfügung stand. Wie sich herausstell-
te, wurde sie nicht nur zum Schutz der provi-
sorischen Regierung eingesetzt, sondern war
noch bis 1921 bei der Demonstrations- und
Streikbekämpfung aktiv und dabei höchst
umstritten. In der Selbstdarstellung sorgte
die Stadtwehr für ‚Ruhe und Ordnung‘ und
verteidigte damit oft gewaltvoll eine Regie-
rungsform, die sich erst nachträglich demo-
kratisch legitimierte und die vorrevolutionä-
re Gesetze zunächst weiterführte. Die Stadt-
wehr als Apparat der öffentlichen Staatsge-
walt entstand in einer Phase der gewaltvollen
Konkurrenz unterschiedlicher Gesellschafts-
konzepte, worin sie als bewaffnete Truppe
eindeutig Partei ergriffen habe. Sie habe Zeit
ihrer Existenz zwischen Republikschutz und
Legitimationsdefizit agiert. Damit sei sie weit
von einem für sich selbst postulierten ‚unpoli-
tischen‘ Charakter entfernt gewesen. Anhand
der Stadtwehr lasse sich die konfliktreiche
Staatswerdung der Weimarer Republik im re-
gionalgeschichtlichen Kontext ebenso zeigen,
wie die kaum erforschte politische Kultur Bre-
mens nach der Niederschlagung ihrer Rätere-
publik.

Im letzten Vortrag der Veranstaltung
befasste sich JENNY HAGEMANN (Han-
nover) mit dem Thema „Gorleben“. Mit
Blick auf die Erinnerungsprozesse rund um
40 Jahre Protest und Anti-Atombewegung
im Hannoverschen Wendland warf sie die
Frage auf, inwiefern sich „Gorleben“ von
einem Ort der Demokratie zu einem Ort
der Demokratiegeschichte entwickelt haben
könnte. Denn die Benennung des unterirdi-
schen Salzstocks als geeigneter Standort für
ein Nukleares Entsorgungszentrum im Jahr
1977 war die Initialzündung für eine völlig
neue Entwicklung der Region: vom vor-
nehmlich konservativen, strukturschwachen
Landkreis Lüchow-Dannenberg hin zum
Wendland als Kristallisationspunkt kreati-
ver, außerparlamentarisch-demokratischer
Teilhabe. Anhand des Gorleben-Archivs
ließ sich beispielhaft nachvollziehen, wie
heute bestimmte Akteure und Prozesse die

Geschichte der Bewegung vergegenwärtigen
und als Teil einer neuen regionalen Identität
in Wert setzen; bemerkenswert ist hierbei
vor allem, wie Trägerinnen und Träger der
Bewegung – quasi als Zeitzeuginnen und
Zeitzeugen – das von ihnen selbst Erlebte
archivieren, auf diese Weise aus ihrer all-
täglichen Lebenswelt herausheben und in
Form von Geschichte weitergeben. Durch
diese Institutionalisierung und Professio-
nalisierung ihrer Erinnerungen werden sie
zu wichtigen erinnerungskulturellen Ak-
teuren, zu Archivarinnen und Archivaren
ihrer selbst. Gleichzeitig tragen sie durch
die Zusammenarbeit mit politischen sowie
wissenschaftlichen Institutionen zu einer
Legitimierung und Historisierung dieser
von ihnen getragenen Prozesse bei. Im Zuge
dessen wird Gorleben zu einem Ort der
Demokratiegeschichte.

In der sich abschließenden Podiumsdis-
kussion, die von DETLEF SCHMIECHEN-
ACKERMANN (Hannover) moderiert wur-
de, griffen Jenny Hagemann, GABI HAAS
(Hamburg) und WOLFGANG EHMKE (Dan-
nenberg) diesen Faden auf und debattier-
ten über die erinnerungspolitische Bedeutung
Gorlebens.

Gabi Haas, die in Hamburg lebt, aber
seit über 40 Jahren mit Zweitwohnsitz auch
im Landkreis Lüchow-Dannenberg beheima-
tet ist, hat die Proteste gegen die Atomanla-
gen in Gorleben seit der Standortbenennung
1977 aktiv begleitet. Sie ist heute Spreche-
rin des Gorleben Archivs. In ihrem Statement
stellte sie ebenfalls heraus, dass im Rückblick
der politisch-kulturelle Wandel der Region
ein herausgehobenes Merkmal darstelle. Sie
schilderte den schwierigen Weg der Annähe-
rung zwischen einer traditionell konservati-
ven Landbevölkerung und auswärtigen, oft-
mals aus einem großstädtischen Milieu stam-
menden Atomkraftgegner. Eine erfolgreiche
Vermittlerrolle hätten diejenigen gespielt, die
in beiden Lebenswelten beheimatet gewesen
sind (einheimische Pendler, Großstädter mit
Zweitwohnsitz im Wendland). Als erfolgreich
habe sich die Strategie erwiesen, auf große,
öffentlichkeitswirksame Aktionen zu setzen.
Bei den Planungen und Diskussionen galt das
Konsensprinzip. Der Wille der lokalen Bevöl-
kerung sei stets berücksichtig worden. Man
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wollte einen passiven Widerstand organisie-
ren, der Gewalt gegen Personen ausdrücklich
ausschloss. Gleichzeitig verband sich dieser
passive Widerstand mit konkreten politischen
Forderungen. Dabei standen die gezielten po-
litischen Aktionen immer in Verbindung mit
der Vorstellung beziehungsweise Utopie ei-
nes anderen Lebens in der Gesellschaft (al-
ternativer Lebensentwurf, ökologische Land-
wirtschaft, erneuerbare Energien).

Der ebenfalls als unmittelbarer Zeitzeu-
ge geladene Wolfgang Ehmke engagierte
sich seit der Standortbenennung 1977 in
der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg e.V. und war deren langjähri-
ger Sprecher. Für ihn ist „Gorleben“ ein her-
ausragender Erinnerungsort der Demokratie-
geschichte in Niedersachsen, da er gerade-
zu paradigmatisch für die ‚Demokratie-Frage‘
steht: Einerseits für das Fehlen von Demo-
kratie bei der Durchsetzung eines nuklearin-
dustriellen Großkomplexes, das heißt für ei-
ne rigide staatliche Politik, die sich schein-
bar dialogbereit gegeben hat – im Zweifel
aber auf die Diffamierung, Kriminalisierung
ihrer Gegnerinnen und Gegner sowie auf Po-
lizeigewalt setzte. Auf der anderen Seite steht
„Gorleben“ gleichwohl für ein starkes zivil-
gesellschaftliches Engagement breiter Bevöl-
kerungskreise, für basisdemokratische Lern-
prozesse und ‚gelebte Demokratie‘. Höchst-
richterlich ist diese Auffassung, quasi ex post,
in der bekannten Brokdorf-Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom Mai 1985 be-
stätigt worden. Im Urteil wurde die Bedeu-
tung der Versammlungsfreiheit und des de-
monstrativen Protests als grundlegende und
unentbehrliche Funktionselemente in Demo-
kratien mit parlamentarischem Repräsenta-
tivsystem und geringen plebiszitären Mitwir-
kungsrechten herausgestellt.

Die Tagung des Arbeitskreises machte die
thematische Spannbreite überaus deutlich,
die das Thema „Orte der Demokratie“ ins-
besondere auf lokaler und regionaler Ebe-
ne prinzipiell umfassen kann. Es ist da-
her auch nicht verwunderlich, dass es wäh-
rend der Diskussionen der einzelnen Refe-
rate durchaus umstritten war, welche politi-
schen und gesellschaftlichen Phänomene im
anfangs skizzierten Sinne als „Orte der Demo-
kratie“ angesehen werden können und wel-

che eben nicht. Der Arbeitskreis wird an die-
se Diskussionen anknüpfen und sich in sei-
ner Herbsttagung, die am 20. Oktober 2018
in Hannover stattfindet, wiederum mit die-
ser Thematik befassen. Im Mittelpunkt wer-
den dabei Beiträge stehen, die sich vorwie-
gend mit dem 20. Jahrhundert befassen.

Konferenzübersicht:

Regine Kramarek (Hannover): Grußwort

Bernd Faulenbach (Bochum): Demokratiege-
schichte als Aufgabe der Erinnerungsarbeit in
Deutschland

Gerhardt Schildt (Braunschweig): Die Revo-
lution von 1930 in Braunschweig: verschwie-
gen, erfolgreich, antimonarchisch – aber de-
mokratisch?

Harald Lönnecker (Koblenz): „Deutsche Ein-
heit und deutsche Freiheit!“ – Die Göttinger
Burschenschaft, ca. 1815-1850

Elias Angele (Bremen): Demokratie und „sub-
jektlose Gewalt“: Die Stadtwehr in Bremen,
1919-1921

Jenny Hagemann (Hannover): Vom Ort
der Demokratie zum Ort der Demokra-
tiegeschichte? Gorleben und die Anti-
Atombewegung im Hannoverschen Wend-
land

Podiumsdiskussion
Jenny Hagemann (Hannover) / Gabi Haas
(Hamburg) / Wolfgang Ehmke (Dannenberg):
Gorleben und die Anti-Atombewegung: ein
Erinnerungsort niedersächsischer und bun-
desdeutscher Demokratiegeschichte?

Tagungsbericht Orte der Demokratie in Nieder-
sachsen und Bremen. 14.04.2018, Hannover, in:
H-Soz-Kult 24.10.2018.
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